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Auszüge aus dem Hamburger Programm 
Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
Beschlossen auf dem Hamburger Bundesparteitag der SPD am 28. Oktober 2007. 

 

Unsere Grundwerte und Grundüberzeugungen 

Die deutsche Sozialdemokratie, die älteste demokratische Partei in Deutschland, war immer Teil einer 

internationalen Freiheitsbewegung. Nach ihrer Gründung war sie beides: Emanzipationsbewegung der 

Arbeiter und Demokratiebewegung, die den Obrigkeitsstaat überwinden sollte. Sie war es, die in 

Deutschland die Ideen der Französischen Revolution und der Revolution von 1848 weiterführte. 

Demokratiegeschichte ist in Deutschland von der Geschichte der Sozialdemokratie nicht zu trennen. Sie hat 

Freiheitsrechte und Demokratie erstritten, das Frauenwahlrecht erkämpft, sich jeder Diktatur widersetzt. Sie 

hat schon früh die Gefahr des Nationalsozialismus erkannt und im Reichstag das Ermächtigungsgesetz 

abgelehnt. Viele Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten leisteten Widerstand und wurden Opfer des 

NS-Terrors. Der Wille zur Freiheit machte den Bruch mit den Kommunisten unausweichlich. Die 

Wiedergründung der Sozialdemokratie in der DDR war ein Signal für die Freiheit. 

Die Sozialdemokratie entstand als Teil der Arbeiterbewegung. Sie hat Arbeiterrechte erstritten, den 

Sozialstaat ausgebaut und zusammen mit den Gewerkschaften aus verachteten Proletarierinnen und 

Proletariern gleichberechtigte und selbstbewusste Staatsbürgerinnen und Staatsbürger gemacht. 

Die Sozialdemokratie war – im Gegensatz zu anderen Parteien – immer internationalistisch und europäisch 

orientiert. Deshalb arbeiten wir weiter am Projekt des geeinten Europa, das 1925 im Heidelberger Programm 

der SPD eine Vision war und nun vollendet werden kann. Obwohl viele entschiedene Pazifisten die 

Sozialdemokratie als politische Heimat betrachtet haben, war sie nie eine pazifistische Partei. Aber sie war 

immun gegen Chauvinismus und Militarismus. Wo sie Regierungsverantwortung trug, diente sie dem 

Frieden. Wir sind stolz darauf, niemals Krieg, Unterdrückung oder Gewaltherrschaft über unser Volk 

gebracht zu haben. 

Die Sozialdemokratie war von Anbeginn die Demokratiepartei. Sie hat die politische Kultur unseres Landes 

entscheidend geprägt. In ihr arbeiten Frauen und Männer unterschiedlicher Herkunft, verschiedener 

religiöser und weltanschaulicher Überzeugungen zusammen. Sie verstehen sich seit dem Godesberger 

Programm von 1959 als linke Volkspartei, die ihre Wurzeln in Judentum und Christentum, Humanismus und 

Aufklärung, marxistischer Gesellschaftsanalyse und den Erfahrungen der Arbeiterbewegung hat. Die linke 

Volkspartei verdankt wichtige Impulse der Frauenbewegung und den neuen sozialen Bewegungen. 

Wir wissen, dass jede Zeit ihre eigenen Antworten auf die sozialen und politischen Fragen verlangt. Im 

Ringen um die zeitgemäßen programmatischen Antworten auf die gesellschaftlichen Entwicklungen 

bekennen wir uns zum freien Meinungsstreit. Wir begrüßen und achten persönliche Grundüberzeugungen 

und Glaubenshaltungen. Sie können niemals Parteibeschlüssen unterworfen sein. Was uns eint, ist die 

Überzeugung, dass die Gesellschaft gestaltbar ist und nicht vor dem blinden Wirken der kapitalistischen 

Globalisierung kapitulieren muss. Und was uns eint, ist die historische Erfahrung, dass sozialdemokratische 

Politik nur erfolgreich sein kann, wenn sie verbunden ist mit dem demokratischen Engagement der 

Menschen in den Gewerkschaften, den Friedens-, Frauen-, Umwelt-, Bürgerrechts-, Eine-Welt- und 
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globalisierungskritischen Bewegungen und Netzwerken. Die SPD fühlt sich diesen Bewegungen auch in 

Zukunft verbunden. 

 

Unser Bild vom Menschen 

Die gleiche Würde aller Menschen ist Ausgangspunkt und Ziel unserer Politik. Menschen tragen 

verschiedene Möglichkeiten in sich. Sie sind weder zum Guten, noch zum Bösen festgelegt. Sie sind 

vernunftbegabt und lernfähig. Daher ist Demokratie möglich. Sie sind fehlbar, können irren und in 

Unmenschlichkeit zurückfallen. Darum ist Demokratie nötig. Jeder Mensch trägt Verantwortung für sein 

Leben. Niemand kann oder soll sie ihm abnehmen. Menschen dürfen nie zum Mittel für irgendwelche 

Zwecke erniedrigt werden, weder vom Staat noch von der Wirtschaft. Wir widersprechen jedem politischen 

Allmachtsanspruch über die Menschen. Wenn Politik selbst Glück und Erfüllung verspricht, läuft sie Gefahr, 

in totalitäre Herrschaft abzugleiten. 

Die Demokratie ist die einzige politische Ordnung, die der Selbstverantwortung der Menschen gerecht wird 

und die Grenzen der Politik entsprechend bemisst. Die Menschen- und Bürgerrechte legen der Politik und 

den staatlichen Institutionen Grenzen auf, ohne die es keine Demokratie geben kann. Der Mensch ist aber 

nicht nur ein Individualwesen mit seinen Rechten und Pflichten, sondern auch ein Sozialwesen, also auf 

Kooperation angelegt und zu Kooperation bereit. Die Demokratie stützt die Kooperationsbereitschaft durch 

ihre Institutionen, sie organisiert Solidarität über unterschiedliche soziale Lagen, Generationen und 

Herkünfte hinweg. 

„Frei und gleich an Würde und Rechten“, wie es in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte heißt, soll 

jeder Mensch sein Leben in Gemeinschaft mit anderen selbst bestimmen können. Wir streben eine 

Gesellschaft der Freien und Gleichen an, in der jeder Mensch seine Persönlichkeit in Freiheit entfalten kann, 

ohne die Würde und Freiheit anderer zu verletzen. Wir widersetzen uns jeder Form der Diskriminierung. Die 

Würde des Menschen ist unabhängig von seiner Leistung und seiner wirtschaftlichen Nützlichkeit. Darum ist 

die Gesellschaft bei Behinderung, im Alter, am Lebensanfang und am Lebensende zum Schutz der 

Menschenwürde besonders verpflichtet. 

 

Unsere Grundwerte 

„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit”, die Grundforderungen der Französischen Revolution, sind die 

Grundlage der europäischen Demokratie. Seit das Ziel der gleichen Freiheit in der Moderne zum Inbegriff der 

Gerechtigkeit wurde, waren und sind Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität die Grundwerte des 

freiheitlichen, demokratischen Sozialismus. Sie bleiben unser Kriterium für die Beurteilung der politischen 

Wirklichkeit, Maßstab für eine bessere Ordnung der Gesellschaft, Orientierung für das Handeln der 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten. 

Der Sozialdemokratie ging es in ihrer Geschichte immer darum, neben den rechtlichen auch die materiellen 

Voraussetzungen der Freiheit, neben der Gleichheit des Rechts auch die Gleichheit der Teilhabe und der 

Lebenschancen, also soziale Gerechtigkeit, zu erkämpfen. 
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Konservative und Liberale spielen die Grundwerte nicht selten gegeneinander aus: je mehr Freiheit, desto 

weniger Gerechtigkeit und umgekehrt. Im sozialdemokratischen Verständnis bilden sie eine Einheit. Sie sind 

gleichwertig und gleichrangig. Vor allem: Sie bedingen, ergänzen, stützen und begrenzen einander. Unser 

Verständnis der Grundwerte bewahrt uns davor, Freiheit auf die Freiheit des Marktes, Gerechtigkeit auf den 

Rechtsstaat, Solidarität auf Armenfürsorge zu reduzieren. 

Freiheit bedeutet die Möglichkeit, selbstbestimmt zu leben. Jeder Mensch ist zur Freiheit berufen und 

befähigt. Ob er dieser Berufung entsprechend leben kann, entscheidet sich in der Gesellschaft. Er muss frei 

sein von entwürdigenden Abhängigkeiten, von Not und von Furcht, und er muss die Chance haben, seine 

Fähigkeiten zu entfalten und in Gesellschaft und Politik verantwortlich mitzuwirken. Nur wer sich sozial 

ausreichend gesichert weiß, kann seine Freiheit nutzen.  

Die Freiheit des Einzelnen endet, wo sie die Freiheit des Anderen verletzt. Wer anderen Unfreiheit zumutet, 

kann auf Dauer selbst nicht frei sein. 

Gerechtigkeit gründet in der gleichen Würde jedes Menschen. Sie bedeutet gleiche Freiheit und gleiche 

Lebenschancen, unabhängig von Herkunft oder Geschlecht. Also meint Gerechtigkeit gleiche Teilhabe an 

Bildung, Arbeit, sozialer Sicherheit, Kultur und Demokratie, gleichen Zugang zu allen öffentlichen Gütern. Wo 

die ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen die Gesellschaft teilt in solche, die über andere 

verfügen, und solche, über die verfügt wird, verstößt sie gegen die gleiche Freiheit und ist darum ungerecht. 

Daher erfordert Gerechtigkeit mehr Gleichheit in der Verteilung von Einkommen, Vermögen und Macht. 

Denn große Ungleichheiten in deren Verteilung gefährden die Gleichheit der Lebenschancen. Deswegen ist 

die soziale Demokratie notwendig. 

Gleiche Lebenschancen bedeuten nicht Gleichmacherei. Im Gegenteil: Sie bieten Raum für die Entfaltung 

individueller Neigungen und Fähigkeiten. Menschen sind und bleiben verschieden. Aber natürliche 

Ungleichheiten und soziale Herkünfte dürfen nicht zum sozialen Schicksal werden. Lebenswege dürfen nicht 

von vornherein festgelegt sein. Wir wenden uns gegen jede Form von Privilegien oder Benachteiligungen 

aufgrund der Herkunft, des Standes, der Hautfarbe, des Geschlechts, der sexuellen Orientierung, der 

Religion. 

Leistung muss anerkannt und respektiert werden. Gerecht ist eine der Leistung angemessene Verteilung von 

Einkommen und Vermögen. Eigentum verpflichtet: Wer überdurchschnittlich verdient, mehr Vermögen 

besitzt als andere, muss auch mehr zum Wohl der Gesellschaft beitragen. 

Solidarität bedeutet wechselseitige Verbundenheit, Zusammengehörigkeit und Hilfe. Sie ist die Bereitschaft 

der Menschen, füreinander einzustehen und sich gegenseitig zu helfen. Sie gilt zwischen Starken und 

Schwachen, zwischen Generationen, zwischen den Völkern. Solidarität schafft Macht zur Veränderung, das 

ist die Erfahrung der Arbeiterbewegung. Solidarität ist eine starke Kraft, die unsere Gesellschaft 

zusammenhält – in spontaner und individueller Hilfsbereitschaft, mit gemeinsamen Regeln und 

Organisationen, im Sozialstaat als politisch verbürgter und organisierter Solidarität. 
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Die Gleichstellung der Geschlechter 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wollen, dass Frauen und Männer gleiche Rechte und 

Chancen haben – nicht nur auf dem Papier, sondern im täglichen Leben. Wir kämpfen für eine Gesellschaft, 

in der Frauen und Männer gleich, frei und solidarisch miteinander leben können. 

Wir wollen, dass Frauen und Männer ihren Weg – gemeinsam oder getrennt, mit und ohne Familie – 

selbstbestimmt wählen können. 

Die SPD und die Frauenbewegung, beide aus der Freiheitsbewegung des 19. Jahrhunderts kommend, 

verbindet die Idee der Gleichstellung von Frau und Mann. Viele Rechte für Frauen wurden von 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten erstritten: das Frauenwahlrecht, gleiche Rechte in Ehe und 

Familie und gleicher Zugang zu Bildung. 

Frauen sind heute selbstbewusst und wollen ihr Leben nach ihren Vorstellungen gestalten. Das Verhältnis 

zwischen Männern und Frauen wandelt sich. Immer mehr Frauen und Männer wollen Beruf und 

Familienaufgaben partnerschaftlich teilen. 

Rechtliche Gleichstellung ist noch keine tatsächliche Gleichstellung. Deshalb brauchen wir eine aktive 

Frauenförderung genauso wie das Gender Mainstreaming, das jede politische Entscheidung auf ihre 

Auswirkungen auf das Leben von Frauen und Männern, Mädchen und Jungen überprüft und wo nötig 

verändert. 

Insbesondere in der Berufs- und Arbeitswelt bestehen alte Ungleichheiten fort. Die Schlüsselpositionen in 

Wirtschaft und Gesellschaft werden ganz überwiegend von Männern besetzt. Frauen erhalten vielfach 

weniger Lohn als gleich qualifizierte Männer. 

Die Ansprüche an Flexibilität und Verfügbarkeit in der Arbeitswelt lassen sich nur schwer vereinbaren mit 

Familie und Kindern. Gerade für Frauen addieren sich berufliche und familiäre Belastungen im Alltag. Eine 

partnerschaftliche Teilung der Aufgaben zwischen Frauen und Männern ist noch nicht die Regel. Ein Großteil 

der Familienarbeit wird auch heute noch von den Frauen geleistet, oft zusätzlich zu ihrer Erwerbsarbeit, was 

eine tatsächliche Gleichstellung im Berufsleben erschwert. Allzu oft sind Frauen vor die Alternative gestellt: 

Verzicht auf Kinder oder Verzicht auf Beruf. 

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie soll mit einem flächendeckenden und bedarfsgerechten Ausbau von 

Betreuungseinrichtungen für Kinder sowie durch die Absicherung von Erziehungsphasen verbessert werden. 

In verschiedenen Lebensphasen sind Frauen und Männer unterschiedlich gefordert: Ob berufliches 

Fortkommen, Erziehung von Kindern, Pflege von Angehörigen oder Qualifizierung, politisches oder 

bürgerschaftliches Engagement – sie müssen dafür Zeit haben. Wir wollen die Arbeitswelt durch flexible 

Arbeitszeiten so gestalten, dass Beruf und Privatleben in eine Balance zu bringen sind. Wir wollen mehr 

Zeitsouveränität für Frauen und Männer. Das ermöglicht überhaupt erst Wahlfreiheit. 

Wir wollen eine gleichberechtigte und gerechte Teilhabe von Frauen und Männern an existenzsichernder 

Erwerbsarbeit. Arbeit, die überwiegend von Frauen gemacht wird, ist oftmals schlechter bezahlt. Für 

gleichwertige Arbeit muss aber gleicher Lohn gezahlt werden. Wir wollen die Trennung in typische Frauen- 

und Männerberufe überwinden. Erforderlich sind gesetzliche Maßnahmen für die gleiche Teilhabe von 

Frauen an Führungspositionen in Unternehmen, Verwaltung, Wissenschaft und Forschung sowie 

Aufsichtsgremien. 
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Wir wollen das Steuerrecht so umgestalten, dass es für Frauen keine Hürde darstellt, erwerbstätig zu 

werden, und ihrer beruflichen Emanzipation nicht im Wege steht. 

Wenn wir gleiche Teilhabe für Frauen und Männer verwirklichen wollen, müssen wir alle Lebensbereiche 

umgestalten: Wer die menschliche Gesellschaft will, muss die männliche überwinden. 
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Gute Arbeit für alle 

Jede Frau und jeder Mann hat das Recht auf Arbeit. Arbeit ist der Schlüssel für Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben. Sie gibt Lebenssinn und Anerkennung. Arbeit verhindert soziale Ausgrenzung und 

ermöglicht ein selbst bestimmtes Leben. Arbeitslosigkeit dagegen, meist nicht selbst verschuldet, verletzt die 

Menschenwürde, grenzt aus und kann krank machen. 

Jede gut gemachte Arbeit verdient Respekt, aber nicht jede Arbeit ist gute Arbeit. Arbeit gehört zum 

menschenwürdigen Leben, aber sie muss auch menschenwürdig sein. 

Wir wollen Arbeit, die gerecht entlohnt wird, die Teilhabe an den sozialen Sicherungssystemen voll 

ermöglicht, Anerkennung bietet, nicht krank macht, die erworbene Qualifikationen nutzt und ausbaut, 

demokratische Teilhabe garantiert und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglicht. Gute Arbeit 

umfasst auch selbstständige Erwerbsformen. Auch ehrenamtliche und gesellschaftlich wertvolle Arbeit 

jenseits der Erwerbsarbeit gilt es zu fördern. 
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Bessere Bildung, Kinderfreundliche Gesellschaft, starke Familien 

Soziale Teilhabe und Bildung waren die ersten Ziele der Arbeiterbewegung im 19. Jahrhundert, aus der die 

Sozialdemokratie hervorgegangen ist. „Unsere Kinder sollen es einmal besser haben“ war ein wichtiges 

Motiv im Kampf vieler Menschen für eine bessere Zukunft. Diese Ziele müssen unter den veränderten 

Bedingungen der Gegenwart wieder ins Zentrum der politischen Praxis rücken. 

Wir wollen gleiche Lebenschancen für alle. Über gleiche Lebenschancen entscheiden zuerst und vor allem 

Bildung und Familie. Deshalb wollen wir bessere Bildung für alle durchsetzen und Familien stärken. Unser 

Ziel ist eine kinderfreundliche Gesellschaft. 

Bildung entscheidet unsere Zukunft, sie ist die große soziale Frage unserer Zeit. Sie erst ermöglicht dem 

Menschen, sich selbstbestimmt Ziele zu setzen und Träume zu verwirklichen. Sie erschließt ihm den Zugang 

zu einer Welt im Wandel. Sie befähigt ihn zu Demokratie und sozialer Verantwortung. Sie eröffnet ihm die 

Chance auf Arbeit, sorgt immer neu für Teilhabe und soziale Aufstiegsperspektiven. Sie ist eine 

wirtschaftliche Produktivkraft von schnell wachsender Bedeutung. Wir wollen den Anteil von besser 

qualifizierten Beschäftigten deutlich erhöhen. Nur Gesellschaften, die ein offenes, sozial durchlässiges und 

hoch entwickeltes Bildungssystem haben, gedeihen in der globalen Wissensgesellschaft. Bildung ist mehr als 

die Vermittlung beruflich verwertbaren Wissens. Wir wollen eine ganzheitliche Bildung, der es 

gleichermaßen um Erkenntnis und Kenntnisse geht wie um soziale Kompetenzen, Kreativität, ästhetische 

Erfahrung, ethische Reflexion und Sensibilität für Werte. Orientierung ergibt sich nicht notwendig aus 

Wissen, daher brauchen wir eine Aufwertung der politischen Bildung und der Erziehung zur Demokratie. 

Bildung stärkt die Persönlichkeit und befähigt zur Toleranz. 

Das Wissen nimmt in atemberaubendem Tempo zu, erworbene Kenntnisse sind rasch überholt. Schon 

immer lernen Menschen für das Leben, heute auch ein Leben lang. Wir wollen Freude am Lernen vermitteln 

und Offenheit für Ergebnisse der Forschung wecken. 

 

Bildung für alle 

Der Staat hat dafür zu sorgen, dass alle den gleichen Zugang zu Bildung haben, unabhängig von ihrer 

Herkunft. Jeder Mensch hat das Recht auf einen gebührenfreien Bildungsweg von Krippe und Kindergarten 

bis zur Hochschule. Wir wollen es verwirklichen. Ausgrenzung durch mangelnde Bildungschancen ist 

Unrecht. 

Bessere Bildung verlangt höhere Ausgaben. Sie haben als Investition in Menschen Priorität. 

Wir brauchen eine Kultur der zweiten und dritten Chance. Wer im Laufe seines Lebens in eine Sackgasse 

geraten ist, muss die Chance bekommen, Schulabschlüsse gebührenfrei nachzuholen und berufliche 

Abschlüsse zu erwerben. 

Unser Bildungswesen muss von Anfang an die Gleichstellung von Mädchen und Jungen und die Überwindung 

einschränkender Rollenmuster im Blick haben. Auch für die Integration Zugewanderter ist Bildung der 

Schlüssel. Gemeinsames Lernen fördert soziale Integration. Dies gilt auch für Menschen mit Behinderungen. 

Damit Bildung alle erreicht, bekämpfen wir den Analphabetismus. Wir fördern auch einen kompetenten, 

bewussten und kritischen Umgang mit Computer, Internet und anderen Medien. 
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Aber Bildung bleibt immer auf die Menschen angewiesen, die sie vermitteln. Sie alle, ob in Kindertagesstätte, 

Schule oder Hochschule, können umso erfolgreicher wirken, je mehr sie in der Gesellschaft Verständnis, 

Anerkennung und Unterstützung finden. Wir wollen ihre Ausbildung verbessern und ihre Weiterbildung 

fördern. Wir müssen darauf achten, dass das Zahlenverhältnis zwischen Frauen und Männern unter den 

Lehrenden von der Kindertagesstätte bis zur Hochschule ausgewogener wird. Nur so finden Jungen und 

Mädchen Leitbilder. 

Niemand kann die Eltern aus der Verantwortung für ihre Kinder entlassen. Wir wollen ihnen durch Bildungs- 

und Betreuungsangebote helfen, ihrer Verantwortung gerecht zu werden. 

 

Bildung von Anfang an 

Da die ersten Wochen, Monate und Jahre über ein Leben entscheiden können, müssen die Eltern, aber auch 

Hebammen, Ärztinnen und Ärzte, Krankenschwestern und Krankenpfleger auf ihre Aufgabe gut vorbereitet 

sein. 

Kindertagesstätten dienen nicht nur der Betreuung, sondern auch der Bildung. Wir wollen sie zu Eltern-Kind-

Zentren ausbauen, in denen Familien Beratung, Weiterbildung und verlässliche Hilfe im Alltag finden. Dort 

können auch, nicht zuletzt durch Sprachförderung, herkunftsbedingte Benachteiligungen ausgeglichen 

werden. 

Sozialdemokraten haben die Abschaffung des Schulgeldes erkämpft. Jetzt fordern wir die gebührenfreie 

Ganztagsbetreuung für alle Kinder von Anfang an. Wir verwirklichen den Rechtsanspruch auf gute Betreuung 

ab dem zweiten Lebensjahr. 

 

Gemeinsam lernen 

Über Bildungswege und -chancen wird in unserem Bildungssystem zu früh entschieden. Wir werben daher 

für ein Schulsystem, in dem Kinder so lange wie möglich zusammen und voneinander lernen. Dies ist am 

besten zu erreichen in einer gemeinsamen Schule bis zur zehnten Klasse. Wir wollen längeres gemeinsames 

Lernen verbinden mit besserer individueller Förderung. Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen, dass dies 

nicht nur den Lernschwachen, sondern auch den Lernstarken zugute kommt. Nur so lässt sich die 

Abhängigkeit der Bildungschancen von der sozialen Herkunft aufbrechen. Deutschland braucht mehr soziale 

Durchlässigkeit im Bildungswesen. 

Wir wollen die Ganztagsschule ausbauen – als Ort des Lernens und des sozialen Miteinanders. Sie wird 

neben der Familie zu einem Lebensmittelpunkt von Kindern und Jugendlichen. Eltern werden entlastet, 

Kinder können ihre Stärken entdecken und entwickeln. Die Ganztagsschule ist in ein soziales Umfeld 

eingebettet, dazu gehören Betriebe, Sportvereine, Musikschulen, Volkshochschulen oder Träger der freien 

Jugendhilfe und Kirchen. 

Wir wollen, dass Schulen selbstständiger arbeiten. Sie erhalten verbindliche Standards, und ihre 

Leistungsfähigkeit wird regelmäßig überprüft. Dabei sollen sie jedoch weit mehr eigene Kreativität und 

Kompetenz entfalten können. Unser Leitbild ist die demokratische Schule, in der die Lehrenden ebenso wie 

die Lernenden und deren Eltern in die Entscheidungen eingebunden sind. 
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Moderne berufliche Ausbildung 

Die berufliche Erstausbildung ist eine wichtige Grundlage für den späteren Beruf. Eine breite 

Grundausbildung schafft die Voraussetzung für das lebenslange berufliche Lernen. Sie soll 

berufsübergreifende Fähigkeiten vermitteln. Alle Jugendlichen haben das Recht auf Ausbildung. 

Das duale System wollen wir weiterentwickeln. Es muss so modernisiert werden, dass es mit den rasanten 

Entwicklungen in der Arbeitswelt Schritt hält. Solidarische Finanzierungsmodelle wie eine Umlage zugunsten 

ausbildender Betriebe müssen dabei helfen. Um allen jungen Menschen eine berufliche Erstausbildung zu 

garantieren, brauchen wir da, wo das duale System nicht mehr genügend Ausbildungsplätze anbietet, eine 

qualitativ hochwertige öffentlich verantwortete Berufsausbildung. Die allgemeine Bildung muss stärker mit 

der beruflichen Bildung verknüpft werden, damit Jugendliche besser auf Berufswahl und berufliche 

Anforderungen vorbereitet werden können. 

Im dualen System haben die Unternehmen die Pflicht, für die Ausbildung des Fachkräftenachwuchses zu 

sorgen. Sie müssen sich solidarisch an den Kosten der Ausbildung beteiligen. Wir unterstützen 

Finanzierungsmodelle, die der Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze dienen und Betriebe fördern, die 

über ihren Bedarf ausbilden. 

 

Studium und Forschung stärken 

Wir wollen die Qualität von Lehre und Forschung an unseren Hochschulen verbessern, mehr Studienplätze 

schaffen. Verantwortlich für die Hochschulen ist und bleibt der Staat, er muss ihre Finanzierung sichern. 

Dazu ist auch ein finanzieller Ausgleich zwischen den Bundesländern nötig. Trotzdem sollen Hochschulen so 

weit wie möglich autonom sein. Alle, die am Leben der Hochschule beteiligt sind, sollen mitbestimmen. 

Forschung und Lehre gehören zusammen, ihre Einheit und ihre Freiheit müssen das Herz der Universität 

bleiben. Die Hochschulen sollen insgesamt das breite Spektrum von Lehre und Forschung anbieten. Sozial- 

und Geisteswissenschaften sind ebenso zu fördern wie Natur- und Technikwissenschaften. 

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen sind in den letzten Jahrzehnten zu einer starken Säule in 

unserem Wissenschaftssystem geworden. Wir fördern eine stärkere Kooperation zwischen 

außeruniversitärer Forschung und Hochschulen. 

Wir wollen einen offenen Zugang zum Studium und den Anteil der Studierenden aus bildungsfernen Familien 

erhöhen. Ein Studium muss auch für die Menschen finanziell möglich gemacht werden, die sich bereits in 

einem Beruf qualifiziert haben. Wir sprechen uns gegen Studiengebühren für das Erststudium aus. Die 

staatliche Ausbildungsförderung ist bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. 

Die Studienförderung muss dafür sorgen, dass mehr Studierende zu internationaler Erfahrung kommen. 

Zugleich soll unser Land offen sein für Studierende aus anderen Ländern. 
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Weiterbildung in der lernenden Gesellschaft 

Für die lernende Gesellschaft wollen wir die Weiterbildung zur vierten Säule unseres Bildungssystems 

ausbauen. Auch sie steht in öffentlicher Verantwortung. Wir wollen Fortbildung finanziell und durch 

Freistellungsansprüche sicherstellen. Dabei wollen wir Tarifpartner und Betriebe einbeziehen. Die 

Weiterentwicklung der Arbeitslosenversicherung zur Arbeitsversicherung soll bei der Finanzierung helfen. 

Wir werden auch die allgemeine, kulturelle und politische Weiterbildung fördern. Sie muss auch den Älteren 

zugute kommen. Durch Weiterbildung können ältere Menschen in Beruf und Gesellschaft aktiv bleiben. 

Bildung ermöglicht Älteren, auf der Höhe der Zeit zu bleiben. 

 

Kinder und Familien stärken 

Kinder verkörpern Freude auf die Zukunft. Sie sind das Fundament jeder Gesellschaft. Wir wollen eine 

Gesellschaft, die Familien mit Kindern beste Bedingungen bietet, und ein Klima der Aufgeschlossenheit 

gegenüber den Bedürfnissen von Kindern. Eine erfolgreiche Kinder- und Familienpolitik gehört zu den 

Schlüsselfragen für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. 

Unser Leitbild ist die Familie, in der Mutter und Vater gleichermaßen für Unterhalt und Fürsorge 

verantwortlich sind. Dies will die große Mehrheit der jungen Menschen. Es entspricht dem Bedürfnis der 

Kinder nach Mutter und Vater und es sichert die wirtschaftliche Unabhängigkeit der Familie. 

In der Familie können Menschen Liebe, Geborgenheit und Halt, Orientierung und gegenseitige 

Unterstützung erfahren, Sicherheit verspüren und Verantwortung füreinander lernen. Wir orientieren unser 

Familienbild an der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Wir wollen den Menschen kein Lebensmodell 

vorschreiben. Die meisten Menschen wünschen sich die Ehe, wir schützen sie. Gleichzeitig unterstützen wir 

andere gemeinsame Lebenswege, nichteheliche Lebensgemeinschaften, gleichgeschlechtliche 

Lebenspartnerschaften, alleinerziehende Eltern. Alleinerziehende Mütter und Väter bedürfen unserer 

besonderen Unterstützung. Familie ist dort, wo Kinder sind und wo Lebenspartner oder Generationen 

füreinander einstehen. Wir wollen die Bedingungen für Familien mit Kindern verbessern, Offenheit und 

Verständnis für Kinder wecken und ein Klima schaffen, in dem Kinder, auch wenn es nicht die eigenen sind, 

nicht als Last, sondern als Freude und Ermutigung wahrgenommen werden. 

Wir müssen es jungen Paaren leichter machen, sich ihre Kinderwünsche zu erfüllen, ohne beruflich ins 

Hintertreffen zu geraten. Dies gilt besonders für Eltern, die sich für mehrere Kinder entscheiden. Paare, die 

sich drei oder mehr Kinder wünschen, sollen nicht aus finanziellen Gründen darauf verzichten müssen. Junge 

Familien brauchen schon bei der Familiengründung und in jeder Lebensphase gezielte Unterstützung. Dies 

wollen wir gewährleisten durch gute und verlässliche Betreuungsangebote, familiengerechte Arbeitszeiten 

und finanzielle Hilfen. 

Auch die Wirtschaft trägt Verantwortung für die Familie. Prekäre Erwerbsverhältnisse erschweren die 

Entscheidung für Kinder. Wo der allzeit verfügbare Arbeitnehmer zum Ideal wird, leiden die Familien. 

Arbeitszeiten, die sich an den Bedürfnissen von Eltern orientieren, nutzen schließlich auch den 

Unternehmen. Wir wollen eine familienfreundliche Arbeitswelt, damit Eltern Beruf und Familie vereinbaren 

und mehr Zeit für Kinder haben können. Dies liegt auch im Interesse der Unternehmen. 
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Wenn Eltern sich trennen, darf dies nicht zum Armutsrisiko für Kinder werden. Alleinerziehende, in der Regel 

die Mütter, sind ohne Betreuungsangebote nicht in der Lage, einen Beruf auszuüben. Dies macht 

Betreuungsmöglichkeiten dringlich. 

Elternrecht findet seine Grenzen, wo Kindesrecht verletzt wird. Kinder haben eigene Rechte, nicht zuletzt 

das Recht auf gewaltfreie Erziehung. Wir wollen diese Rechte in der Verfassung verankern. Wo sie verletzt 

werden, müssen Staat und Gesellschaft eingreifen. 


